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Navi für die Energiewende
Das Kopernicus-Projekt soll einen Masterplan für den Umbau des Systems liefern

VON B E N J A M I N VO N B R A C K E L

Ende November haben sich
200 Experten im Umweltfo-

rum Berlin versammelt, das ge-
ballte Fachwissen in Sachen
Energiewende. Sie sind Teil des
größten Forschungsprojekts
zum Thema. Im April 2016 hat
es Bundesforschungsministerin
Johanna Wanka (CDU) auf den
Weg gebracht: 400 Millionen
Euro gab ihr Ministerium für die
sogenannten Kopernikus-Pro-
jekte, die auf zehn Jahre ange-
legt sind und sich in vier Teil-
projekte aufteilen: Netze, Spei-
cher, Industrieprozesse und Sys-
temintegration. In der ehemali-
gen Kirche in Berlin Friedrichs-
hain zogen sie nach dem ersten
Jahr Bilanz – zumindest für den
letztgenannten Bereich, der ir-
gendwie auch alle anderen bein-
haltet: Das Projekt E-Navi.

Es ist ein gewaltiger An-
spruch: Ein Navigationsinstru-
ment soll für die Energiewende
her. Es geht darum, Netze, Spei-
cher und Kraftwerke, aber auch
die Wärmeversorgung und den
Verkehr so zu harmonisieren,
dass alles wenig Geld kostet,
ständig Strom fließt und trotz-
dem möglichst schnell der Um-
stieg von fossilen Energien auf
erneuerbare Energien klappt.
Und das alles bitte europaweit
und bis 2050. Mit anderen Wor-
ten: der Masterplan für die
Energiewende.

Die Vorstellung nach dem
ersten Jahr Arbeit fällt allerdings
noch etwas vage aus. So spre-
chen die Redner mehrfach da-

von, dass sie sich mit Problemen
befassen wollen wie dem, dass es
mitunter für das Klima nichts
bringe, wenn Deutschland mehr
tut als andere europäische Län-
der, weil durch das Emissions-
handelssystem dann anderswo in
Europa mehr CO2-Emissionen
ausgestoßen werden können. Ers-
te Politikempfehlungen wollen sie
im kommenden März vorlegen.

Nur: In der Zwischenzeit gab
es einen Durchbruch bei der Re-
form des Emissionshandels –
einzelnen Mitgliedsstaaten ist es
nun erlaubt, mehr zu tun als die
anderen und entsprechend viele
Zertifikate einfach zu löschen.
Es scheint, als überholt die Rea-
lität die Arbeit der Forscher, so
etwa auch beim Kohleausstieg –
in den Jamaika-Verhandlungen
wurde das Thema schon ziem-
lich konkret, bis sich die FDP
aus dem Staub machte.

Projektleiter Ortwin Renn vom
Institut für transformative
Nachhaltigkeitsforschung (IASS)
in Potsdam gibt zu, dass man
nicht immer sofort auf aktuelle
Entwicklungen reagieren kann.
Andererseits gebe es auch viele
Aspekte der Energiewende, die
sich nicht „von alleine“ erledi-
gen würden. Die Wärmewende
zum Beispiel.

Immer noch versorgt sich
Deutschland zu 85 Prozent aus
fossilen Energiequellen, um zu
heizen und zu kühlen. Zu

schleppend sanieren Hausbesit-
zer ihre Häuser oder lassen neue
bauen – und selbst in jedem
zweiten Neubau wird immer
noch mit fossiler Energie geheizt.

Deshalb müsse der Politik
aufgezeigt werden, wie sie am
besten die fossilen Brennstoffe
durch Geothermie, Solarthermie
und Biomasse ersetzt, wie sie
Strom zur Wärmegewinnung
einsetzt und mit Hilfe von intel-
ligenten Reglern die Wärmever-
schwendung in den Häusern
senkt. „80 Prozent der Wohnun-
gen stehen 80 Prozent des Tages
leer“, sagt Renn. „Und die meis-
ten heizen währenddessen.“

Ottmar Edenhofer vom Pots-
dam-Institut für Klimafolgen-
forschung warnt, nicht die fal-
schen Ansprüche an das Projekt
zu stellen. „Uns geht es um mit-
tel- bis langfristige Optionen,
sagt der Klimaökonom“, sagt
der Ökonom. „Wir wollen die
großen Lösungsansätze aufzei-
gen bis zur Mitte des Jahrhun-
derts.“

Im Grunde geht es um die
Frage, wie sich ein Langfristpro-
jekt wie die Energiewende mit
ständig wechselnden Regierun-
gen überhaupt zum Erfolg füh-
ren lässt. Er werde immer ner-
vös, wenn Forderungen nach
schnellen Lösungen für die
Energiewende aufkommen, sagt
Edenhofer. Er erinnert an die
vielen EEG-Reformen, die sich
nach Modethemen wie Bezahl-
barkeit oder Marktintegration
richteten, nun aber dazu geführt
haben, dass der Ausbau weit
langsamer abläuft als eigentlich

notwendig. Energie, die fehlt,
um das Stromsystem zu dekar-
bonisieren, den Verkehr zu elek-
trifizieren und Häuser mit Öko-
energie zu beheizen.

Auch der Kohleausstieg sei
in den Papieren der Jamaika-
Sondierer mehr oder weniger
auf eine Gigawatt-Angabe der
abzuschaltenden Kraftwerksblö-
cke begrenzt gewesen, sagt
Edenhofer. Für den großen Wurf
brauche es da schon mehr. Wie
der aussehen soll, wollen die
Forscher in verschiedenen Sze-
narien durchtesten und diese
dann zum Teil unter realen Be-
dingungen erproben, um etwa
herauszufinden, wie die Ver-
braucher reagieren. Und das für
alle drei Bereiche Strom, Verkehr
und Wärme. So sollen etwa 600
Haushalte in Anhalt mit Smart
Metern ausgestattet werden, also
intelligenten Messsystemen.

All das soll am Ende in Emp-
fehlungen für die Politik mün-
den. Wie ein Beipackzettel für
Medikamente: Was passiert,
wenn die Regierung eine Quote
für Elektroautos einführt, was,
wenn sie eine CO2-Steuer ein-
führt, was, wenn sie die Benzin-
preise erhöht?

Für den Koalitionsvertrag ei-
ner neuen Bundesregierung
dürfte das wohl zu spät sein –
falls es nicht zu Neuwahlen
kommt. Das sei aber ja auch gar
nicht der Zweck des Projekts,
wiederholt Edenhofer. Aller-
dings, wenn man ihn frage, was
es kurzfristig bräuchte in Sa-
chen Energiewende, dann sei
das ein CO2-Preis.

Am Ende soll es für die
Politik Empfehlungen geben
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Trumps Axt
imWald

Von JoachimWille

Donald Trump hat einen Lauf.
Wo er kann, reißt er das alte

System ein. Und gerade geht es
ihm flott von der Hand – ob Nah-
ost, Steuerreform oder Klimaver-
trag. Doch der Milliardär im Oval
Office baut auch auf. Er hat ein
Herz für die Mountainbiker.
Künftig sollen die Rad-in-der-Na-
tur-Enthusiasten wieder im Na-
turschutzgebiet „Bears Ears Na-
tional Monument“ herumkurven
können, das im US-Bundesstaat
Utah liegt. Das hat er jüngst pro-
klamiert, und sich so die Wähler-
stimmen der Bergradler gesichert.

Und noch mehr. Denn auch Jagen
und Fischen sollen in Bears Ears
wieder erlaubt sein, Bauern dort
Landwirtschaft betreiben können.
Trump hat verkündet, die geschütz-
te Fläche werde von 5400 auf 800
Quadratkilometer schrumpfen.
Nicht ganz so stark trifft es die Na-
turschutzregion „Grand Staircase-
Escalante“, ebenfalls in Utah. Sie
wird „nur“ von 6900 auf 4000Qua-
dratkilometer heruntergezoomt.

Trump versucht, auch in die-
sem Fall die Geschichte zurück-
zudrehen. Besondere Befriedi-
gung dürfte es ihm bereiten, dass
er damit Entscheidungen seiner
Demokraten-Vorgänger Obama
und Clinton rückgängig macht,
die die Schutzgebiete eingerichtet
hatten. Der Präsident folgt damit
den Wünschen republikanischer
Parteifreunde in Utah, denen die
früheren Dekrete aus Washington
schon immer als Anmaßung vor-
kamen. Sie wollen selbst ent-
scheiden, was, wo und wie ge-
schützt wird oder eben nicht –
und können es wohl demnächst.
US-Innenminister Ryan Zinke hat
dafür die Vorlage geliefert. Er ließ
die 27 nach 1996 proklamierten
„National Monuments“ im Auf-
trag Trumps darauf hin untersu-
chen, wo der Naturschutz „über-
trieben“ werde. Für sechs Parks
hat er die Verkleinerung empfoh-
len, darunter für die zwei in Utah.

Umweltschützer sind natür-
lich auf der Palme, ebenso die Na-
vajo-, Hopi-, Ute- und Zuñi-In-
dianer. Das Gebiet wird seit Jahr-
tausenden von indigenen Stäm-
men bewohnt und als Weideland
genutzt, außerdem liegen dort
heilige Stätten. Klagen gegen
Trumps Dekret sind bereits ein-
gereicht. Dabei geht es denn auch
weniger um die Mountainbiker.
Der Staat Utah hat Interesse, das
bisher geschützte Land auch zum
Abbau von Rohstoffen, zu nutzen,
vor allem von Erdöl und Gas, die
dort unter der Erde liegen. Und
damit wird dann auch klar, wa-
rum der Fossile-Energien-Fan
Trump sich hier so ins Zeug legt.

Sechs Parks sollen
verkleinert werden

Die Heizung bleibt häufig auch dann aufgedreht, wenn Wohnungen tagsüber leerstehen. GETTY


